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Datenschutzrechtliche Verantwort-
lichkeit des Geschäftsführers einer 
GmbH 
 

Das OLG Dresden (Urteil vom 
30.11.2021- 4 U 1158/21) hat entschie-
den, dass der Geschäftsführer einer 
GmbH neben der GmbH als juristischer 
Person Verantwortlicher im Sinne der 
Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) ist und demnach für  
Datenschutzverstöße haftet.  

Die Entscheidung des OLG Dresden birgt 
erhebliche rechtliche Risiken für 
Geschäftsführer. Aktuell existiert noch 
keine vergleichende Rechtsprechung an-
derer Gerichte, sodass die Entscheidung 
des OLG Dresden – auch wenn diese 
Entscheidung als rechtlich falsch zu be-
werten ist – zu einer Rechtsunsicherheit 
für Vertretungsorgane führt, zumindest 
bis weitere gerichtliche Entscheidungen 
zu dieser Frage ergangen sind. 
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Die vorliegende Entscheidung befasst sich 
nicht mit der Möglichkeit einer Gesell-
schaft, im Falle von behördlichen Bußgel-
dern oder Schadensersatzansprüchen in-
folge von Datenschutzverstößen im Innen-
verhältnis Regress bei einem Geschäfts-
führer zu nehmen und bezieht sich auch 
nicht auf eine generelle (gesellschafts-
rechtliche) Haftung des Geschäftsführers. 
Die Entscheidung setzt sich vielmehr mit 
der Möglichkeit einer eigenen daten-
schutzrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Geschäftsführers auseinander. 

 „Der Geschäftsführer einer 
GmbH sei neben der Ge-
sellschaft Verantwortlicher 
im Sinne der DSGVO.” 

Die in vielerlei Hinsicht kritikwürdige Auf-
fassung des OLG Dresden begründet das 
Gericht in gerade einmal zwei Sätzen.  

Der Senat führt zunächst aus:  

„Sowohl der Beklagte zu 1) als auch 
der Beklagte zu 2) sind verantwort-
lich im Sinne von Art. 4 Nr. 7 DS-GVO, 
denn Anknüpfungspunkt für einen 
Anspruch aus Art. 82 Abs. 1 DS-GVO 
ist zunächst die „Verantwortlichkeit“, 
die immer dann zu bejahen ist, wenn 
eine natürliche oder juristische Per-
son alleine oder gemeinsam mit ande-
ren über die Zwecke und Mittel der 
Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten entscheiden kann und ent-
scheidet (Gola, Bearb. Gola, DSGVO-
Kommentar, 2. Aufl. 2018, Art. 4 Rz. 
48; Ambrock ZD 2020, S. 429 – nach 
beck-online).“ 

Nachfolgend zieht der Senat eine falsche 
Schlussfolgerung aus der Legaldefinition 
des Verantwortlichen (Art. 4 Nr. 7 DSGVO), 
wenn es weiter heißt: 

„Damit entfällt zwar in aller Regel die 
Verantwortlichkeit weisungsgebun-
dener Angestellter oder sonstiger Be-
schäftigter, für den Geschäftsführer, 
wie es der Beklagte zu 2) zum Zeit-
punkt der Beauftragung des Streit-
helfers war, gilt dies allerdings nicht.“ 

Diese zunächst recht banal klingenden 
Ausführungen haben erhebliche prakti-
sche Auswirkungen auf die Haftung eines 
Geschäftsführers; folgt daraus doch, dass 
sich der Geschäftsführer einer GmbH im 
Falle eines Datenschutzverstoßes im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit einer 
GmbH erheblichen (materiellen 
und/oder immateriellen) Schadenser-
satzforderungen nach Art. 82 DSGVO 
ausgesetzt sieht.  
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Zur Bewertung der gerichtlichen Aussagen 
ist es erforderlich, sich zunächst mit der 
gesetzlichen Legaldefinition des daten-
schutzrechtlich Verantwortlichen ausei-
nanderzusetzen:  

Nach Art. 4 Nr. 7 DSGVO ist „Verantwortli-
cher“ für die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten die natürliche oder juristische 
Person, Behörde, Einrichtung oder andere 
Stelle, die allein oder gemeinsam mit an-
deren über die Zwecke und Mittel der 
Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten entscheidet; […].  

Zwar kann danach nicht nur eine juristi-
sche Person, sondern auch eine natürliche 
Person Verantwortlicher für eine Daten-
verarbeitung sein. Das Gesetz knüpft bei 
der datenschutzrechtlichen Verantwort-
lichkeit aber an eine Zwecksetzungsbe-
fugnis an, nicht jedoch an eine irgend-
wie geartete Weisungsfreiheit.  

Verantwortlich im datenschutzrechtlichen 
Sinne ist demnach, wer über Zweck und 
Mittel der Datenverarbeitung entschei-
det. In Bezug auf juristische Personen, bei 
denen personenbezogene Daten nicht 
durch die juristische Person selbst, son-
dern durch die Beschäftigten, also natürli-
che Personen, verarbeitet werden, wird 
diese Verarbeitung im Grundsatz der ju-
ristischen Person zugerechnet. Dies gilt 
auch für das Handeln von Organen juristi-
scher Personen (Arning/Rothkegel, in: 
Taeger/Gabel, DSGVO, 4. Auflage, Art. 4, Rn. 
177). Lediglich intern trägt die Verantwor-
tung für eine datenschutzkonforme Verar-
beitung die Geschäftsleitung (Arning/Rot-
hkegel, in: Taeger/Gabel, DSGVO, 4. Auflage, 
Art. 4, Rn. 178). 

Zutreffend wurde bereits im rechtswissen-
schaftlichen Schrifttum darauf hingewie-
sen, dass das OLG Dresden sich nicht mit 
der Befugnis eines GmbH-Geschäftsfüh-
rers, über Zwecke und Mittel der Verarbei-
tung zu entscheiden, auseinandergesetzt 
habe und die pauschalen Aussagen über 
die Weisungsfreiheit von Geschäftsfüh-
rern auch inhaltlich nicht korrekt seien 
(Hansen/Küchler, In GRUR-Prax 2022, 204). 

Der Geschäftsführer hat zunächst kein ei-
genes Interesse an der Datenverarbei-
tung, die im Rahmen der geschäftlichen 
Tätigkeiten der Gesellschaft stattfin-
det,und entscheidet mithin nicht für sich 
über die Zwecke und Mittel der Verar-
beitung, sondern gerade stellvertretend 
für die Gesellschaft (Reichert/Groh, in: NZG 
2022, 307, 308).  

Zudem kann auch bereits der DSGVO 
selbst, nämlich Art. 29 DSGVO, entnom-
men werden, dass im Falle des Handelns 
natürlicher Personen stellvertretend für 
eine juristische Person regelmäßig nicht 
die natürliche Person selbst, sondern viel-
mehr die juristische Person als daten-
schutzrechtlich Verantwortlicher zu quali-
fizieren ist.  



Orth Kluth Newsletter | Datenschutzrecht 

orthkluth.com  

Gemäß Art. 29 DSGVO dürfen einem Ver-
antwortlichen unterstellte Personen, die 
Zugang zu personenbezogenen Daten ha-
ben (und diese faktisch stellvertretend für 
den Verantwortlichen verarbeiten), die 
Daten grundsätzlich nur auf Weisung des 
Verantwortlichen verarbeiten. Daraus 
folgt im Umkehrschluss, dass natürliche 
Personen, die personenbezogene Daten 
stellvertretend beispielsweise für eine ju-
ristische Person verarbeiten und dieser 
zumindest in gewisser Weise unterstellt 
sind, nicht selbst als Verantwortlicher zu 
qualifizieren sind; die datenschutzrechtli-
che Verantwortlichkeit trifft unter diesen 
Umständen regelmäßig die übergeordnete 
Stelle, für die stellvertretend gehandelt 
wird.  

Eine abweichende Beurteilung könnte 
ausnahmsweise gelten, sofern unterstellte 
natürliche Personen vollständig weisungs-
frei sind. Dies sind Geschäftsführer einer 
GmbH jedoch nicht.  

Nach § 35 Abs. 1 S. 1 GmbH wird die GmbH 
durch die Geschäftsführer vertreten. Nach 
§ 37 Abs. 1 GmbHG sind die Geschäftsfüh-
rer aber gegenüber der Gesellschaft ver-
pflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, 

welche durch den Gesellschaftervertrag 
oder durch die Beschlüsse der Gesellschaft 
festgesetzt sind.  

Demnach besteht zum einen bereits keine 
Weisungsfreiheit eines Geschäftsfüh-
rers und zum anderen findet dieses Krite-
rium keinerlei Anknüpfungspunkte in der 
Legaldefinition des Verantwortlichen aus 
der DSGVO. Das Kriterium der Wei-
sungsfreiheit wäre zudem vollkommen 
ungeeignet als Maßstab der Einord-
nung einer datenschutzrechtlichen 
Verantwortlichkeit. Auch Datenschutz-
beauftragte und der Betriebsrat sind in 
Grundsätzen weisungsfrei (vgl. bereits 
Hansen/Küchler, In GRUR-Prax 2022, 204). 

Aus dem Urteil des OLG Dresden wird 
nicht unmittelbar ersichtlich, ob der Senat 
auch von einer gemeinsamen Verant-
wortlichkeit von Geschäftsführer und 
Gesellschaft ausgeht (verneinend bereits 
Hansen/Küchler, In GRUR-Prax 2022, 204).  

Es ist zwar richtig, dass keine Ausführun-
gen zu einer gemeinsamen Verantwort-
lichkeit nach Art. 26 DSGVO in dem Urteil 
enthalten sind. Wären die Ausführungen 
des OLG Dresden bezüglich der Verant-
wortlichkeit eines Geschäftsführers zu-
treffend, dann wäre eine gemeinsame Ver-
antwortlichkeit aber nur konsequent. Es 
leuchtet nämlich noch weniger ein, wa-
rum es sich bei dem Geschäftsführer 
um einen neben der Gesellschaft ste-
henden Verantwortlichen und dem-
nach um einen Dritter nach Art. 4 Nr. 10 
DSGVO handeln solle.  

Zudem sprächen auch angesichts der wei-
ten Rechtsprechung des EuGHs zur ge-
meinsamen Verantwortlichkeit (vgl. etwa 
die EuGH Facebook-Entscheidung; EuGH 
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Urteil vom 5.6.2018 – C-210/16 in: GRUR-
Prax 2018, 358) die besseren Argumente 
für eine gemeinsame Verantwortlichkeit 
als für eine nebeneinanderstehende Ver-
antwortlichkeit des Geschäftsführers und 
der Gesellschaft. 

Beide Konstellationen (sowohl eine ge-
trennte Verantwortlichkeit als auch eine 
gemeinsame Verantwortlichkeit von Ge-
schäftsführer und Gesellschaft) würden 
zudem zu der obskuren Rechtsfolge füh-
ren, dass der Geschäftsführer eine ei-
gene datenschutzrechtliche Rechts-
grundlage für die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, die im Rahmen 
der geschäftlichen Tätigkeiten der Ge-
sellschaft stattfinden, benötigen würde 
und nicht auf die Rechtsgrundlage der 
Gesellschaft abgestellt werden könnte. 
Eine eigene datenschutzrechtliche Rechts-
grundlage für die Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch den Geschäftsfüh-
rer wird aber in den meisten Fällen weder 
in Art. 6 DSGVO noch in § 26 BDSG ein-
schlägig sein. 

Hinzu kommt, dass sich bei einer konse-
quenten Umsetzung der Rechtsprechung 
des OLG Dresden der Geschäftsführer 
auch den datenschutzrechtlichen Be-
troffenenrechten (Art. 15 ff. DSGVO) 
von Mitarbeitenden und Kunden ausge-
setzte sähe. Diese muss der Betroffene 
nämlich gegenüber dem Verantwortlichen 
geltend machen. Eine Ausübung beispiel-
weise des datenschutzrechtlichen Aus-
kunftsanspruchs nach Art. 15 DSGVO oder 
des datenschutzrechtlichen Löschan-
spruchs aus Art. 17 DSGVO unmittelbar ge-
genüber dem Geschäftsführer und nicht 
gegenüber der GmbH selbst würde aber 

weder zu einer effizienteren Umsetzung 
noch zu einer Verbesserung der Rechte 
von Betroffenen führen.  

Das Gericht hätte, zumindest nach dem, 
was aus dem Tatbestand ersichtlich ist, 
auch eine Verantwortlichkeit des Ge-
schäftsführers im Einzelfall aufgrund eines 
Exzesses bei der Datenverarbeitung an-
nehmen können. Das wäre zumindest dog-
matisch richtiger, als den Geschäftsführer 
pauschal als datenschutzrechtlich Verant-
wortlichen zu subsumieren.  

Nichtsdestoweniger ist dieses Urteil, das 
immerhin von einem Oberlandesgericht 
gesprochen wurde, und somit die damit 
einhergehende Rechtsauffassung in der 
Welt. Es bleibt nunmehr abzuwarten, ob 
sich andere Gerichte dem anschließen – 
sodann hoffentlich mit einer tiefergehen-
den Begründung – oder sich inhaltlich 
mehr mit der DSGVO auseinandersetzen. 

Bis dahin sollten bestehende (D&O-)Versi-
cherungen daraufhin überprüft werden, 
ob auch Datenschutzverstöße erfasst sind.  
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